VwV Reisekosten Justiz

Verwaltungsvorschrift
des Sachsischen Staatsministeriums der Justiz
und fur Demokratie, Europa und Gleichstellung
zu Reisekosten, Trennungsgeld und Umzugskosten in seinem
Geschaftsbereich
(VwV Reisekosten Justiz - VwWVRK]Jus)

Vom 6. Dezember 2024

l.
Anordnungsbefugnis bei Inlandsreisen

1. 'Zur Anordnung und Genehmigung von Dienstreisen sowie Reisen zum Zweck der Aus- oder
Fortbildung im Inland ist befugt

a) die Amtschefin oder der Amtschef in Bezug auf die im Staatsministerium verwendeten
Bediensteten,

b) die Leitung der Abteilung | des Staatsministeriums in Bezug auf die Prasidentinnen und
Prasidenten der Obergerichte, die Generalstaatsanwaltin oder den Generalstaatsanwalt, die
Leiterin oder den Leiter des Ausbildungszentrums Bobritzsch und der Leitstelle flr
Informationstechnologie sowie die Direktorin oder den Direktor der Landeszentrale fir
politische Bildung, soweit deren Reisen nicht nach Ziffer I Nummer 4 als angeordnet gelten,

c) die Leitung der Abteilung IV des Staatsministeriums in Bezug auf die Leiterinnen und Leiter
der Justizvollzugsanstalten sowie die Leiterin oder den Leiter der Jugendstrafvollzugsanstalt,
soweit deren Reisen nicht nach Ziffer Il Nummer 4 als angeordnet gelten,

d) im Ubrigen die oder der Dienstvorgesetzte.

2Die Ablehnung des Antrags auf Anordnung oder Genehmigung einer Reise nach Satz 1
Buchstabe b und c bedarf der Einwilligung der Amtschefin oder des Amtschefs.

2. Die oder der Anordnungsbefugte kann ihre oder seine Anordnungsbefugnis nach Nummer 1 ganz
oder teilweise Ubertragen, soweit nicht eine hohere Dienstvorgesetzte oder ein héherer
Dienstvorgesetzter etwas anderes bestimmt.

3. Diein Nummer 1 Satz 1 Buchstabe b und c genannten Personen, deren Reisen von der Leitung
der Abteilung | oder IV des Staatsministeriums angeordnet oder genehmigt werden, kénnen fur
ihren Zustandigkeitsbereich von Nummer 1 Satz 1 Buchstabe d und Nummer 2 ganz oder
teilweise abweichende Vorschriften zur Anordnungsbefugnis nach Nummer 1 erlassen.

.
Allgemeine Anordnung von Dienstreisen

1. 1Die Erteilung einer allgemeinen Dienstreiseanordnung bleibt der oder dem nach Ziffer |
Nummer 1 Satz 1 Anordnungsbefugten vorbehalten. 2Diese Befugnis kann nicht Gbertragen
werden.

2. lEine allgemeine Dienstreiseanordnung muss sich grundsatzlich auf eine konkrete Person
beziehen. 2Sie darf sich nicht auf Reisen zum Zweck der Aus- oder Fortbildung erstrecken.

3. Von der Entbehrlichkeit einer gesonderten Antragstellung in den Fallen der allgemeinen
Anordnung einer Dienstreise unberihrt bleibt die Pflicht der oder des Dienstreisenden, die
Vertreterin oder den Vertreter und die unmittelbare Vorgesetzte oder den unmittelbaren
Vorgesetzten von der reisebedingten Abwesenheit zu benachrichtigen.

4. 1Als angeordnet gelten Dienstreisen

a) der Prasidentinnen und Prasidenten der Obergerichte, der Generalstaatsanwaltin oder des
Generalstaatsanwaltes sowie der Direktorin oder des Direktors der Landeszentrale fur
politische Bildung im Inland, in die Tschechische Republik und die an den Freistaat Sachsen
angrenzenden Woiwodschaften der Republik Polen,

b) der Leiterinnen und Leiter der Justizvollzugsanstalten, der Leiterin oder des Leiters der
Jugendstrafvollzugsanstalt, des Ausbildungszentrums Bobritzsch und der Leitstelle fur
Informationstechnologie innerhalb des Freistaates Sachsen.

2Ist in diesen Fallen eine weitere reisekostenrechtliche Entscheidung veranlasst, insbesondere
uber
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a) die Anordnung eintagiger Dienstreisen bei einem mehrtagigen Dienstgeschaft,

b) die Feststellung Uber das Vorliegen triftiger Grunde fir die Nutzung eines privaten
Kraftfahrzeugs oder eines nicht regelmaBig verkehrenden Beférderungsmittels,

c) die Erstattung von Flugkosten oder

d) die Anerkennung von Ubernachtungskosten, die tiber die Betrdge hinausgehen, die festgelegt
sind
aa) in§ 7 Absatz 1 Satz 1 des Sachsischen Reisekostengesetzes oder

bb) bei Auslandsdienstreisen in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Gber die
Neufestsetzung der Auslandstage- und Auslandstbernachtungsgelder vom 17. Oktober
2023 (GMBI, S. 1044) in Verbindung mit § 1 Absatz 2 der Sachsischen
Auslandsreisekostenverordnung, § 3 Absatz 1 Satz 1 der Auslandsreisekostenverordnung
und § 16 Satz 2 des Bundesreisekostengesetzes,

hat die oder der Dienstreisende diese Entscheidung unter Verwendung des Antragsformulars,
Beifligung der Einladung, sofern eine solche vorhanden ist, und unter Beteiligung der fur die
Vorpriufung zustandigen Reisekostenstelle bei der oder dem Anordnungsbefugten einzuholen.
3Dies gilt nicht, wenn die oder der Anordnungsbefugte oder eine hohere Dienstvorgesetzte oder
ein héherer Dienstvorgesetzter Gber die veranlasste reisekostenrechtliche Entscheidung in einer
allgemeinen Dienstreiseanordnung bereits eine allgemeine Bestimmung getroffen hat.

Il.
AuBendienst

1. Tatigkeitsbereiche, die im Sinne des § 5 Absatz 3 des Sachsischen Reisekostengesetzes
typischerweise im AuBendienst ausgetibt werden, sind

a) Betreuungs- und Unterbringungssachen der Gerichte,
b) Sitzungs- und Bereitschaftsdienst der Staatsanwaltschaften,
¢) FUhrungsaufsicht, Bewahrungshilfe und Gerichtshilfe,

d) AuBenprifungen, zum Beispiel Geschaftsprifungen, Gerichtsvollzieherprifungen und
Notarprifungen,

e) Vollstreckungs- und Zustellungsangelegenheiten der Gerichtsvollzieherinnen und
Gerichtsvollzieher, soweit auf diese Reisen das Sachsische Reisekostengesetz Anwendung
findet,

f) die Durchfihrung von Schulungen und Anwendungsbetreuungen im Rahmen der Einfihrung
von VIS-Justiz durch Dozentinnen und Dozenten sowie sonstige Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Projektes E-Verfahrensakte,

g) die Mitarbeit in Betreuungsverblinden,
h) dienststellenlbergreifende Bauverwaltungsangelegenheiten und
i) Immobiliarvollstreckungsangelegenheiten der Landesjustizkasse.

2. 'Arbeitsinhalte werden im Sinne von § 5 Absatz 3 Satz 2 des Sachsischen Reisekostengesetzes
nicht nur gelegentlich durch den AuRBendienst bestimmt, wenn insgesamt mehr als die Halfte der
regelmaRigen wochentlichen Arbeitszeit der oder des Dienstreisenden auf die Ausibung einer
oder mehrerer von Nummer 1 erfasster Tatigkeiten entfallt. 2Flr die regelmaRig nur auBerhalb der
Dienststelle mégliche Wahrnehmung der Dienstaufgaben im Sinne von § 5 Absatz 3 Satz 2 des
Sachsischen Reisekostengesetzes gilt Satz 1 entsprechend. 3In diesen Fallen erhalt die oder der
Dienstreisende unter den weiteren Voraussetzungen des § 5 Absatz 3 Satz 1 des Sachsischen
Reisekostengesetzes auch dann die erhdhte Wegstreckenentschadigung, wenn die Dienstreise
aus Anlass einer anderen von ihr oder ihm ausgeiibten Tatigkeit angeordnet ist. *Uber das
Vorliegen der Voraussetzungen von Satz 1 oder Satz 2 stellt die Beschaftigungsdienststelle der
oder dem Dienstreisenden auf Antrag eine schriftliche oder elektronische Bestatigung aus.

V.
Auslandsreisen

1. 'Zustandig fur die Anordnung von Dienstreisen sowie Reisen zum Zweck der Aus- oder Fortbildung
in die Tschechische Republik oder die an den Freistaat Sachsen angrenzenden Woiwodschaften
der Republik Polen ist die oder der nach Ziffer | Nummer 1 Satz 1 Anordnungsbefugte. 2Die
Generalstaatsanwaltin oder der Generalstaatsanwalt ist dartber hinaus auch zustandig fur die
Anordnung von Dienstreisen nach Den Haag zum Zweck der Zusammenarbeit mit der Agentur der
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Europaischen Union fur justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen. 3Ziffer | Nummer 2 und 3 gilt
entsprechend.

2. Zustandig fur die Anordnung aller nicht unter Nummer 1 fallenden Auslandsreisen ist

a) die Amtschefin oder der Amtschef in Bezug auf die im Staatsministerium verwendeten
Bediensteten,

b) die Leitung der Abteilung IV des Staatsministeriums in Bezug auf die in den
Justizvollzugsanstalten und der Jugendstrafvollzugsanstalt verwendeten Bediensteten,

c) im Ubrigen die Leitung der Abteilung | des Staatsministeriums.

2Entsprechende Reiseantrage sind auf dem Dienstweg an das Staatsministerium zu richten. 3Die
Amtschefin oder der Amtschef kann ihre oder seine Anordnungsbefugnis nach Satz 1 Buchstabe a
ganz oder teilweise auf eine als Vorgesetzte fungierende Bedienstete oder einen als Vorgesetzten
fungierenden Bediensteten Ubertragen.

3. Die Ablehnung des Antrags auf Anordnung oder Genehmigung einer Auslandsreise
a) der Prasidentinnen und Prasidenten der Obergerichte,
b) der Generalstaatsanwaltin oder des Generalstaatsanwaltes,
c) der Leiterin oder des Leiters des Ausbildungszentrums Bobritzsch,
d) der Leiterin oder des Leiters der Leitstelle fur Informationstechnologie,
e) der Direktorin oder des Direktors der Landeszentrale fur politische Bildung,

f) der Leiterinnen und Leiter der Justizvollzugsanstalten sowie der Leiterin oder des Leiters der
Jugendstrafvollzugsanstalt

bedarf der Einwilligung der Amtschefin oder des Amtschefs.

4. Die Bestimmungen des Abschnitts B Ziffer Ill der Verwaltungsvorschrift des Sachsischen
Staatsministeriums der Justiz Uber Genehmigungen im Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in
strafrechtlichen Angelegenheiten vom 13. Oktober 1998 (SachsJMBI. S. 142), die durch Ziffer VI
der Verwaltungsvorschrift vom 15. November 2001 (SachsJMBI. S. 157) geandert worden ist,
zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 11. Dezember 2023 (SachsABI. SDr. S. S 275),
bleiben unberuhrt.

V.
Aus- und Fortbildungsreisen

1. 'Die bei der Anordnung und Genehmigung von Reisen zum Zweck der Aus- und Fortbildung stets
erforderliche Entscheidung Uber den Grad des dienstlichen Interesses erfordert eine Prufung des
Einzelfalls. 2Bei Reisen zum Zweck der Fortbildung sind die Aufgaben des der oder dem
Bediensteten Ubertragenen Dienstpostens und der Gegenstand der Fortbildung maBgebend. 3Ein
ausschlieBllich dienstliches Interesse ist gegeben, wenn die Reise der unmittelbaren Erledigung
von Dienstaufgaben dient, die der oder dem Bediensteten in ihrem oder seinem Dienstposten
Ubertragen sind oder in ihrem oder seinem Dienstposten zeitnah Ubertragen werden, und das
dienstliche Interesse ein derartiges Ubergewicht gewinnt, dass das persénliche Interesse der oder
des Bediensteten nicht mehr beachtlich ist. *Ein persénliches Interesse kann dabei nicht schon aus
der allgemeinen gesetzlichen oder arbeitsvertraglichen Pflicht zur Fortbildung hergeleitet werden.

2. 'Bei Reisen zum Zweck der Aus- oder Fortbildung, die teilweise in dienstlichem Interesse liegen,
werden Verpflegungsmehraufwendungen lber ein etwaiges unentgeltliches Bereitstellen von
Mahlzeiten hinaus nicht erstattet. 2Andere Auslagen werden bis zur Hohe des Anspruchs auf
Reisekostenvergltung bei Dienstreisen erstattet, soweit sie notwendig waren.

VI.
Haushalterische und reisekostenrechtliche Vorpriifung

1. 1Soweit in Rechtsvorschriften oder nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, ist fUr die
haushalterische und reisekostenrechtliche Vorprifung die Dienststelle zustandig, bei welcher die
oder der Reisende tatig ist und zu deren Aufgabenkreis die Durchfihrung der jeweiligen Reise
gehort. 2Die Prasidentinnen und Prasidenten der Obergerichte sowie die Generalstaatsanwaltin
oder der Generalstaatsanwalt kdnnen fur ihren Zustandigkeitsbereich ganz oder teilweise
abweichende Vorschriften erlassen.

2. In den Fallen, in denen die oder der Anordnungsbefugte nicht der flr die haushalterische und
reisekostenrechtliche Vorpruafung zustandigen Dienststelle angehort, erfolgt die Vorlage des
Reiseantrags an die Anordnungsbefugte oder den Anordnungsbefugten erst nach Durchfihrung
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der haushalterischen und reisekostenrechtlichen Vorprifung.

3. Im Rahmen der haushalterischen Vorprifung bei Reisen zum Zweck der Fortbildung hat die
hierfir zustandige Dienststelle anzumerken, dass die Reisekostenvergltung
oder -erstattung aus Mitteln erfolgen wird, die zentral vom Staatsministerium bewirtschaftet
werden. 2Sie hat im Reiseantrag keine Buchungsstelle zu benennen und kann von der
Verfligbarkeit entsprechender Haushaltsmittel ausgehen, solange das Staatsministerium nichts
Gegenteiliges mitteilt.

VII.
Abrechnung und Festsetzung der Reisekostenvergiitung sowie -erstattung

1. 1Soweit in Rechtsvorschriften oder nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, ist fur die
Abrechnung und Festsetzung der Reisekostenvergltung die Dienststelle zustandig, welche die
haushalterische und reisekostenrechtliche Vorpriafung vornahm. 2Ziffer VI Nummer 1 Satz 2 gilt
entsprechend.

2. 'Bei Reisen zum Zweck der Fortbildung obliegt die Abrechnung und Festsetzung der
Reisekostenvergltung oder -erstattung der Zentralen Reisekostenstelle beim Staatsministerium.
2Im Rahmen der Abrechnung entscheidet diese auch Uber Antrage auf Anerkennung triftiger
Grunde fur die Nutzung eines privaten Kraftfahrzeugs oder fur die Nutzung eines nicht regelmafig
verkehrenden Beférderungsmittels, sofern ein solcher Antrag ausnahmsweise erst mit der
Abrechnung der Reise gestellt wurde.

3. Die Abrechnung und Festsetzung der Reisekostenerstattung erfolgt bei Reisen, welche

a) die Anwarterinnen und Anwarter im Vorbereitungsdienst flr die zweite Einstiegsebene der
Laufbahngruppe 1 der Fachrichtung Justiz mit dem fachlichen Schwerpunkt
Justizvollzugsdienst (Obersekretaranwarterinnen und Obersekretaranwarter im
Justizvollzugsdienst) zum Zweck der Ausbildung unternehmen, durch die Zentrale
Reisekostenstelle beim Staatsministerium und

b) die Beamtinnen und Beamten, die sich in der Amtsanwaltsausbildung befinden, zum Zweck
der Ausbildung unternehmen, durch die Generalstaatsanwaltschaft.

2Nummer 2 Satz 2 und Ziffer VI Nummer 1 Satz 2 gelten entsprechend.
4. Die Abrechnung und Festsetzung der Reisekostenerstattung erfolgt bei Reisen, welche

a) die Mitglieder des Landesrichterrats, des Landesstaatsanwaltsrats, des Hauptpersonalrats und
der Hauptschwerbehindertenvertretung zur Erflllung ihrer Aufgaben unternehmen, durch die
Zentrale Reisekostenstelle beim Staatsministerium,

b) die Mitglieder der Prasidialrate zur Erfillung ihrer Aufgaben unternehmen, durch das
Obergericht der Gerichtsbarkeit, fir die der Prasidialrat gebildet ist,

c) die Mitglieder des Hauptstaatsanwaltsrats zur Erfullung ihrer Aufgaben unternehmen, durch
die Generalstaatsanwaltschaft und

d) die Mitglieder anderer Interessen- oder Stufenvertretungen der Beamtinnen, Beamten,
Richterinnen, Richter, Staatsanwaltinnen, Staatsanwalte und Beschaftigten sowie der
Vertrauenspersonen der schwerbehinderten Menschen zur Erflllung ihrer Aufgaben
unternehmen, durch die Dienststelle, bei der die Interessen- oder Stufenvertretung gebildet
ist.

5. Den Antrag auf Reisekostenvergitung oder -erstattung hat die oder der Reisende bei der jeweils
zustandigen Stelle einzureichen.

VIILI.
Reisen von nichtamtlichen Lehr- und Prifpersonen

1. Ob Personen, die weder im Hauptamt noch im Nebenamt im Rahmen von Aus- und Fortbildungen
insbesondere als Dozentinnen, Dozenten, Priferinnen, Prifer, Prifungsaufsicht oder Mitglieder der
Prifungsausschisse fur das Staatsministerium oder eine zu dessen Geschaftsbereich gehérende
Dienststelle tatig werden, einen Anspruch auf Erstattung von Reisekosten haben, richtet sich nach
den jeweils einschlagigen Bestimmungen, zum Beispiel nach der VwV Aus- und
Fortbildungsvergutung oder der Sachsischen Juristenausbildungs- und -prufungsordnung.

2. Sofern ein solcher Anspruch besteht und eine weitere reisekostenrechtliche Entscheidung
veranlasst ist, insbesondere Uber

a) die Anordnung eintagiger Reisen bei einer mehrtagigen Tatigkeit,
b) die Feststellung Uber das Vorliegen triftiger Grunde flr die Nutzung eines privaten
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Kraftfahrzeugs oder eines nicht regelmaBig verkehrenden Befdérderungsmittels,

c) die Erstattung von Flugkosten oder

d) die Anerkennung von Ubernachtungskosten, die tiber die Betrdge hinausgehen, die festgelegt
sind
aa) in§ 7 Absatz 1 Satz 1 des Sachsischen Reisekostengesetzes oder

bb) bei Auslandsdienstreisen in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Gber die
Neufestsetzung der Auslandstage- und Auslandsibernachtungsgelder in Verbindung mit
§ 1 Absatz 2 der Sachsischen Auslandsreisekostenverordnung, § 3 Absatz 1 Satz 1 der
Auslandsreisekostenverordnung und § 16 Satz 2 des Bundesreisekostengesetzes,

ist, mangels Erforderlichkeit eines Antrags auf Anordnung oder Genehmigung dieser Reise, diese
reisekostenrechtliche Entscheidung bei der Organisationseinheit der Dienststelle zu beantragen,
welche eine berechtigte Person beauftragt oder bestellt hat. 2Darauf sind die berechtigten
Personen durch die beauftragende oder bestellende Organisationseinheit rechtzeitig hinzuweisen.

3. Soweit in den zur jeweiligen Aus- oder Fortbildung ergangenen Bestimmungen nichts anderes
geregelt ist, erfolgt die Abrechnung und Festsetzung der Reisekostenerstattung der Personen
nach Nummer 1 durch die Dienststelle, welche die Person beauftragt oder bestellt hat.

IX.
Reisen von Mitgliedern des Sachsischen Normenkontrollrats

1F0r Reisen, die die Mitglieder des Sachsischen Normenkontrollrats zur Erflllung ihrer Aufgaben nach
dem Sachsischen Normenkontrollratsgesetz unternehmen, gilt Ziffer VIIl Nummer 1 und 2
entsprechend. 2FUr die Abrechnung und Festsetzung der Reisekostenerstattung der Mitglieder des
Sachsischen Normenkontrolirats ist die Zentrale Reisekostenstelle beim Staatsministerium zustandig.
3ziffer VIl Nummer 2 Satz 2 gilt entsprechend.

X.
Reisen von Mentorinnen und Mentoren im Rahmen eines Mentoringprogramms der
sachsischen Justiz

1. Fur die zur Durchfihrung eines Mentoringprogramms der sachsischen Justiz notwendigen Reisen
von Mentorinnen und Mentoren werden Reisekosten wie bei Dienstreisen im Hauptamt
entsprechend dem Sachsischen Reisekostengesetz erstattet.

2. Wenn eine weitere reisekostenrechtliche Entscheidung im Sinne von Ziffer VIIl Nummer 2
veranlasst ist, ist diese bei der flr das Mentoringprogramm der sachsischen Justiz zustandigen
Organisationseinheit des Staatsministeriums zu beantragen. 2Ziffer VIl Nummer 2 Satz 2 gilt
entsprechend. 3FUr die Abrechnung und Festsetzung der Reisekostenerstattung der Mentorinnen
und Mentoren ist die Zentrale Reisekostenstelle beim Staatsministerium zustandig. 4Ziffer VII
Nummer 2 Satz 2 gilt entsprechend.

XI.
Trennungsgeld

1. Zustandig fur die Bewilligung von Trennungsgeld nach der Sachsischen Trennungsgeldverordnung
und der Sachsischen Auslandsreisekostenverordnung ist

a) die Personal verwaltende Stelle, die die zugrundeliegende MaRnahme verflgt hat, soweit im
Folgenden nichts anderes bestimmt ist,

b) im Fall einer Abordnung die Dienststelle, die das Trennungsgeld nach Ziffer II| Nummer 2
Buchstabe d oder Ziffer IV der Sachsischen Versetzung/Abordnung/ZuweisungNachw-VwV zu
tragen hat, soweit im Haushaltsplan des Freistaates Sachsen oder im Folgenden nichts
anderes bestimmt ist,

c) das Staatsministerium far
aa) Bedienstete der Justizvollzugsanstalten und der Jugendstrafvollzugsanstalt sowie
bb) Obersekretaranwarterinnen und Obersekretaranwarter im Justizvollzugsdienst,

d) das Oberlandesgericht fur Anwarterinnen und Anwarter im Vorbereitungsdienst fur die erste

Einstiegsebene der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Justiz mit dem fachlichen Schwerpunkt
Justizdienst (Rechtspflegeranwarterinnen und Rechtspflegeranwarter),

e) das Ausbildungszentrum Bobritzsch fir Anwarterinnen und Anwarter im Vorbereitungsdienst
flr die zweite Einstiegsebene der Laufbahngruppe 1 der Fachrichtung Justiz mit dem
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fachlichen Schwerpunkt Justizdienst (Justizsekretaranwarterinnen und Justizsekretaranwarter),
soweit Trennungsgeld fur fachtheoretische Ausbildungsabschnitte beantragt wird,

f) das jeweilige Ausbildungsgericht im Sinne von § 5 Absatz 1 Satz 1 der Sachsischen
Ausbildungs- und Prifungsordnung Justizfachwirte fur Justizsekretaranwarterinnen und
Justizsekretaranwarter, soweit Trennungsgeld fur praktischen Ausbildungsabschnitte
beantragt wird.

2. Zustandig fur die Abrechnung und Zahlung von Trennungsgeld ist

a) die Stelle, die nach Nummer 1 Uber die Bewilligung von Trennungsgeld entschieden hat,
soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist,

b) im Fall von Nummer 1 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa die jeweilige Justizvollzugsanstalt, die
Jugendstrafvollzugsanstalt oder die Dienststelle, bei der die oder der Bedienstete aufgrund der
jeweiligen PersonalmaflBnahme tatig ist, und

¢) im Fall von Nummer 1 Buchstabe e das jeweilige Ausbildungsgericht.
3. Sind die Ausgaben fur Trennungsgeld bei einer anderen Haushaltsstelle als Kapitel 06 02 Titel
453 01 oder Titel 453 02 oder Kapitel 06 05 Titel 459 74 oder Titel 453 75 nachzuweisen, ist fur

die Bewilligung von Trennungsgeld das Einvernehmen mit der Personal verwaltenden Stelle
herzustellen, in deren Geschaftsbereich diese Ausgaben zu tragen sind.

XIl.
Umzugskostenvergitung

1. FUr die in Ziffer IV Nummer 2 Buchstabe a, b, d und e der Verwaltungsvorschrift des Sachsischen
Staatsministeriums der Finanzen zum Vollzug des Sachsischen Umzugskostengesetzes genannten
Aufgaben ist diejenige Personal verwaltende Stelle zustandig, die Uber die MaBnahme
entscheidet, die gemal den §§ 3 und 4 des Sachsischen Umzugskostengesetzes Anlass flr einen
Umzug geben kénnte.

2. Fur die Erteilung der Zusage der Umzugskostenvergutung gilt Ziffer XI Nummer 3 entsprechend.

3. Wenn eine Justizvollzugsanstalt oder die Jugendstrafvollzugsanstalt als Personal verwaltende
Stelle die Entscheidung Uber die Zusage der Umzugskostenvergitung oder die Anerkennung einer
Wohnung als vorlaufige Wohnung zu treffen hat, ist das Staatsministerium vor der Anhérung der
oder des Bediensteten zur Erteilung der Zusage der Umzugskostenverglitung oder der
Anerkennung einer Wohnung als vorlaufige Wohnung zu beteiligen.

4. 1Der oder dem Bediensteten ist auch eine ablehnende Entscheidung Uber die Zusage der
Umzugskostenvergltung schriftlich bekannt zu geben. 2Dies soll, ebenso wie die Erteilung der
Zusage, zugleich mit der Bekanntgabe der MaRnahme geschehen, die gemafl den §§ 3 und 4 des
Sachsischen Umzugskostengesetzes Anlass fur einen Umzug geben kdnnte.

XIIl.
Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veréffentlichung in Kraft.
Dresden, den 6. Dezember 2024

Die Staatsministerin der Justiz und fir Demokratie, Europa und Gleichstellung
Katja Meier

http://web:3000 Fassung vom 19.12.2024 Seite 6 von 6


https://revosax.sachsen.de/vorschrift/17615#p5
https://revosax.sachsen.de/vorschrift/16913#romIV
https://revosax.sachsen.de/vorschrift/4078#p3
https://revosax.sachsen.de/vorschrift/4078#p4
https://revosax.sachsen.de/vorschrift/4078#p3
https://revosax.sachsen.de/vorschrift/4078#p4

	Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz und für Demokratie, Europa und Gleichstellung zu Reisekosten, Trennungsgeld und Umzugskosten in seinem Geschäftsbereich (VwV Reisekosten Justiz – VwVRKJus)
	I. Anordnungsbefugnis bei Inlandsreisen
	II. Allgemeine Anordnung von Dienstreisen
	III. Außendienst
	IV. Auslandsreisen
	V. Aus- und Fortbildungsreisen
	VI. Haushalterische und reisekostenrechtliche Vorprüfung
	VII. Abrechnung und Festsetzung der Reisekostenvergütung sowie -erstattung
	VIII. Reisen von nichtamtlichen Lehr- und Prüfpersonen
	IX. Reisen von Mitgliedern des Sächsischen Normenkontrollrats
	X. Reisen von Mentorinnen und Mentoren im Rahmen eines Mentoringprogramms der sächsischen Justiz
	XI. Trennungsgeld
	XII. Umzugskostenvergütung
	XIII. Inkrafttreten


